
I. Geltungsbereich/Vertragsschluss

 Aufträge werden ausschließlich auf der Grundlage nachfolgender Bedingungen ausgeführt. Abwei-
chende Regelungen bedürfen der schriftlichen Bestätigung. 

II.  Umfang der Lieferpflicht

1. Die Angebote des Auftragnehmers sind, auch wenn sie auf Anfrage des Auftraggebers abgegeben 
werden, freibleibend. Ein rechtsverbindliches Vertragsverhältnis mit dem Auftraggeber liegt grund-
sätzlich erst vor, wenn der Auftragnehmer den Auftrag schriftlich bestätigt hat, was auch durch 
Telefax oder computergeschrieben ohne Unterschrift geschehen kann; gleiches gilt für Vertragsän-
derungen oder -ergänzungen.

 Für Umfang, Art und Zeitpunkt der Lieferung ist die schriftliche Auftragsbestätigung maßgebend. 
2.  Der Auftragnehmer behält sich Änderungen seiner Produkte vor. Die Kataloge werden ständig 

überarbeitet. Darin enthaltene Abbildungen und Zeichnungen sind unverbindlich und nicht Teil der 
vereinbarten Beschaffenheit. Auch begründen sie weder eine Haltbarkeits- noch eine Beschaffen-
heitsgarantie. 

3.  Die zum Angebot gehörenden Unterlagen wie Zeichnungen, Datenblätter, Abbildungen, Pläne usw. 
sind nur annähernd maßgebend, soweit sie nicht ausdrücklich als verbindlich bezeichnet sind. Die 
Unterlagen bleiben im Eigentum des Auftragnehmers, der sich sämtliche Rechte daran vorbehält. 
Sie dürfen Dritten ohne schriftliche Zustimmung des Auftragnehmers nicht zugänglich gemacht 
werden und sind auf Verlangen jederzeit unverzüglich zurückzugeben.

4.  Abrufaufträge sind rechtzeitig und in vereinbarten Teilmengen abzurufen und abzunehmen. Bei Ab-
rufaufträgen ohne Vereinbarung von Laufzeiten, Fertigungslosgröflen und Abnahmeterminen kann 
der Auftragnehmer spätestens 3 Monate nach Auftragsbestätigung eine verbindliche Festlegung 
hierüber verlangen. Kommt der Auftraggeber diesem Verlangen nicht innerhalb 3 Wochen nach, ist 
der Auftragnehmer berechtigt, eine zweiwöchige Nachfrist zu setzen und nach deren fruchtlosem 
Ablauf vom Vertrage zurückzutreten oder die Lieferung abzulehnen und Schadensersatz zu for-
dern.

 Wird die Vertragsmenge durch die einzelnen Abrufe überschritten, so ist der Auftragnehmer zur 
Lieferung des Überschusses berechtigt, aber nicht verpflichtet. Der Auftragnehmer kann den Über-
schuß zu den bei dem Abruf oder der Lieferung gültigen Preisen berechnen.

III. Preise

1. Die im Angebot des Auftragnehmers genannten Preise gelten unter dem Vorbehalt, dass die der 
Angebotsabgabe zugrunde gelegten Auftragsdaten unverändert bleiben, längstens jedoch vier Mo-
nate nach Eingang des Angebotes beim Auftraggeber. Bei Aufträgen mit Lieferung an Dritte gilt der 
Besteller als Auftraggeber, soweit keine anderweitige ausdrückliche Vereinbarung getroffen wurde. 
Die Preise des Auftragnehmers enthalten keine Mehrwertsteuer. Die Preise des Auftragnehmers 
gelten ab Werk. Sie schließen Verpackung, Fracht, Porto, Versicherung und sonstige Versandkos-
ten nicht ein.

2. Nachträgliche Änderungen auf Veranlassung des Auftraggebers einschließlich des dadurch verur-
sachten Maschinenstillstandes werden dem Auftraggeber berechnet. Als nachträgliche Änderun-
gen gelten auch Wiederholungen von Probeandrucken, die vom Auftraggeber wegen geringfügiger 
Abweichung von der Vorlage verlangt werden.

3. Aufschläge und Nachberechnungen auf das vereinbarte Entgelt sind zulässig, wenn den Auftrag-
nehmer Umstände, wie z.B. Materialkosten oder Lohn- oder Energiekostenerhöhungen, Erhöhun-
gen öffentlicher Lasten usw. dazu zwingen und die Lieferung oder Leistung später als 4 Monate 
nach Vertragsabschluß erfolgen soll. Bei sonstigen Preiserhöhungen hat der Auftraggeber für den 
Fall ein Rücktrittsrecht, daß der Listenpreis erheblich stärker gestiegen ist als die allgemeinen 
Lebenshaltungskosten. Lieferungen aus Anschlußaufträgen, die nach dem Zeitpunkt einer Preis-
änderung erfolgen, werden zu neuen Preisen berechnet, ohne daß dem Auftraggeber ein Rück-
trittsrecht zusteht.

4. Skizzen, Entwürfe, Probesatz, Probedrucke, Korrekturabzüge, Änderung angelieferter/übertrage-
ner Daten und ähnliche Vorarbeiten, die vom Auftraggeber veranlasst sind, werden berechnet. 
Gleiches gilt für Datenübertragungen (z. B. per ISDN).

IV. Zahlung

1. Die Zahlung hat sofort nach Erhalt der Rechnung ohne jeden Abzug zu erfolgen. Eine etwaige 
Skontovereinbarung bezieht sich nicht auf Fracht, Porto, Versicherung oder sonstige Versandkos-
ten. Die Rechnung wird unter dem Tag der Lieferung, Teillieferung oder Lieferbereitschaft (Hol-
schuld, Annahmeverzug) ausgestellt. Wechsel werden nicht angenommen. 

2. Bei außergewöhnlichen Vorleistungen kann angemessene Vorauszahlung verlangt werden.
3. Der Auftraggeber kann nur mit einer unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderung 

aufrechnen oder ein Zurückbehaltungsrecht ausüben. 
4. Ist die Erfüllung des Zahlungsanspruches wegen einer nach Vertragsschluss bekannt gewordenen 

wesentlichen Verschlechterung der Vermögensverhältnisse des Auftraggebers gefährdet, so kann 
der Auftragnehmer Vorauszahlung verlangen, noch nicht ausgelieferte Ware zurückhalten sowie 
die Weiterarbeit einstellen. Diese Rechte stehen dem Auftragnehmer auch zu, wenn der Auftrag-
geber sich mit der Bezahlung von Lieferungen in Verzug befindet, die auf demselben rechtlichen 
Verhältnis beruhen. 

5. Bei Zahlungsverzug sind Verzugszinsen in Höhe von 8 Prozentpunkten über dem jeweiligen 
Basiszinssatz zu bezahlen, ohne daß es einer Mahnung bedarf. Die Geltendmachung weiteren 
Verzugsschadens wird hierdurch nicht ausgeschlossen. Schriftliche Mahnungen werden mit einer 
thesaurierenden Gebühr von 2,50 € je Mahnung berechnet.

V. Lieferung

1. Die Lieferfrist beginnt mit der Absendung der Auftragsbestätigung, jedoch nicht vor Klärung aller 
Einzelheiten der Auftragsausführung sowie nicht vor Eingang einer vereinbarten Vorauszahlung 
oder Materialbeistellung. Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn der Liefergegenstand bis zu ihrem 
Ablauf zum Versand gebracht oder abgeholt worden ist oder die Versandbereitschaft, falls die 
Absendung ohne Verschulden des Auftragnehmers nicht erfolgt, mitgeteilt ist.

2. Soll die Ware versendet werden, geht die Gefahr auf den Auftraggeber über, sobald die Sendung 
an die den Transport durchführende Person übergeben worden ist.

3. Liefertermine sind nur gültig, wenn sie vom Auftragnehmer ausdrücklich bestätigt werden. Wird der 
Vertrag schriftlich abgeschlossen, bedarf auch die Bestätigung über den Liefertermin der Schrift-
form. 

4. Gerät der Auftragnehmer in Verzug, so ist ihm zunächst eine angemessene Nachfrist zu gewähren. 
Nach fruchtlosem Ablauf der Nachfrist kann der Auftraggeber vom Vertrag zurücktreten. § 361 BGB 
bleibt unberührt. 

5. Betriebsstörungen - sowohl im Betrieb des Auftragnehmers als auch in dem eines Zulieferers - wie 
z. B. Streik, Aussperrung sowie alle sonstigen Fälle höherer Gewalt berechtigen erst dann zur 
Kündigung des Vertrages, wenn dem Auftraggeber ein weiteres Abwarten nicht mehr zugemutet 
werden kann, anderenfalls verlängert sich die vereinbarte Lieferfrist um die Dauer der Verzöge-
rung. Eine Kündigung ist jedoch frühestens vier Wochen nach Eintritt der oben beschriebenen 
Betriebsstörung möglich. Eine Haftung des Auftragnehmers ist in diesen Fällen ausgeschlossen.

5. Im kaufmännischem Verkehr steht dem Auftragnehmer an vom Auftraggeber angelieferten Druck- 
und Stempelvorlagen, Manuskripten, Rohmaterialien und sonstigen Gegenständen ein Zurückbe-
haltungsrecht gemäß § 369 HGB bis zur vollständigen Erfüllung aller fälligen Forderungen aus der 
Geschäftsverbindung zu.

6. Der Auftragnehmer nimmt im Rahmen der ihm aufgrund der Verpackungsverordnung obliegenden 
Pflichten Verpackungen zurück. Der Auftraggeber kann Verpackungen im Betrieb des Auftragneh-
mers zu den üblichen Geschäftszeiten nach rechtzeitiger vorheriger Anmeldung zurückgeben, es 
sei denn, dem Auftraggeber ist eine andere Annahme-/Sammelstelle benannt worden. Die Verpa-
ckungen können dem Auftragnehmer auch bei der Lieferung zurückgegeben werden, es sei denn, 
dem Auftraggeber ist eine andere Annahme-/Sammelstelle benannt worden. Zurückgenommen 
werden Verpackungen nur unmittelbar nach Auslieferung der Ware, bei Folgelieferungen nur nach 
rechtzeitiger vorheriger Mitteilung und Bereitstellung. Die Kosten des Transportes der gebrauchten 
Verpackungen trägt der Auftraggeber. Ist eine benannte Annahme-/Sammelstelle weiter entfernt 
als der Betrieb des Auftragnehmers, so trägt der Auftraggeber lediglich die Transportkosten, die 
für eine Entfernung bis zum Betrieb des Auftragnehmers entstehen würden. Die zurückgegebenen 
Verpackungen müssen sauber, frei von Fremdstoffen und nach unterschiedlicher Verpackung sor-
tiert sein. Anderenfalls ist der Auftragnehmer berechtigt, vom Auftraggeber die bei der Entsorgung 
entstehenden Mehrkosten zu verlangen. 

VI. Eigentumsvorbehalt

1. Alle gelieferten Waren bleiben Eigentum (Vorbehaltsware) des Auftragnehmers bis zur Erfüllung 
sämtlicher Forderungen, insbesondere auch der jeweiligen Saldoforderungen, die ihm aus der 
Geschäftsverbindung gegen den Auftraggeber zustehen. Dies gilt auch, wenn Zahlungen auf be-
sonders bezeichnete Forderungen geleistet werden.

2. Bei Verbindung und Vermischung der Vorbehaltswaren mit anderen Waren durch den Auftragge-
ber steht dem Auftragnehmer das Miteigentum an der neuen Sache zu im Verhältnis des Rech-
nungswertes der Vorbehaltsware zum Rechnungswert der anderen verwendeten Waren. Erlischt 
das Eigentum des Auftragnehmers durch Verbindung, so überträgt der Auftraggeber dem Auftrag-
nehmer bereits jetzt die ihm zustehenden Eigentumsrechte an der neuen Sache im Umfang des 
Rechnungswertes der Vorbehaltsare und verwahrt diese unentgeltlich für den Auftragnehmer. Die 
hiernach entstehenden Miteigentumsrechte gelten als Vorbehaltsware im Sinne des Absatzes 1. 
Der Auftragnehmer nimmt die Übertragung an.

3. Der Auftraggeber darf die Vorbehaltsware nur im gewöhnlichen Geschäftsverkehr, zu seinen Ge-
schäftsbedingungen, wenn sie einen diesen Bestimmungen entsprechenden umfassenden Eigen-
tumsvorbehalt beinhalten, und solange er nicht im Verzug ist, veräußern, vorausgesetzt, daß die 
Forderungen aus der Weiterveräuflerung gem. den Absätzen 4. und 6. auf den Auftragnehmer 
übergehen. Zu anderen Verfügungen über die Vorbehaltsware ist er nicht berechtigt, insbesondere 
gilt die Berechtigung zur Verfügung über die Vorbehaltsware ohne weiteres als widerrufen, wenn 

über das Vermögen des Auftraggebers  ein Insolvenzverfahren beantragt oder die Liquidation ein-
geleitet wird.

4. Die Forderungen des Auftraggebers aus der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware werden be-
reits jetzt an den Auftragnehmer abgetreten. Sie dienen in demselben Umfange zur Sicherung, wie 
die Vorbehaltsware. Der Auftragnehmer nimmt die Abtretung hiermit an.

5. Wird die Vorbehaltsware vom Auftraggeber zusammen mit anderen, nicht vom Auftragnehmer ver-
kauften Waren veräuflert, so gilt die Abtretung der Forderung aus der Weiterveräußerung nur in 
Höhe des Rechnungswertes der jeweils veräußerten Vorbehaltsware. Bei der Veräußerung von 
Waren, an denen der Auftragnehmer Miteigentumsanteile gem. Abs. 2 hat, gilt die Abtretung der 
Forderung in Höhe dieser Miteigentumsanteile.

6. Wird die Vorbehaltsware vom Auftraggeber zur Erfüllung eines Werk- oder Werklieferungsvertra-
ges verwendet, so gelten für die Forderung aus diesem Vertrag die Absätze 4. und 5. entspre-
chend.

7. Der Auftraggeber ist berechtigt, Forderungen aus der Veräußerung gem. den Absätzen 3, 5 und 6. 
bis zum jederzeit zulässigen Widerruf des Auftragnehmers einzuziehen. Der Auftragnehmer wird 
von dem Widerrufsrecht nur in den Fällen des Absatz 3 Gebrauch machen. Zur anderweitigen 
Abtretung der Forderungen ist der Auftraggeber in keinem Falle befugt. Auf Verlangen des Auf-
tragnehmers ist er verpflichtet, seine Abnehmer sofort von der Abtretung an den Auftragnehmer zu 
unterrichten -sofern der Auftragnehmer das nicht selbst tut- und dem Auftragnehmer die zur Ein-
ziehung erforderlichen Auskünfte und Unterlagen zu geben. Eine Verpfändung oder Sicherungsü-
bereignung der Vorbehaltsware ist dem Auftraggeber nicht gestattet.

8. Der Eigentumsvorbehalt ist in der Weise bedingt, daß mit der vollen Bezahlung aller Forderungen 
das Eigentum an der Vorbehaltsware ohne weiteres auf den Auftraggeber übergeht und ihm die 
abgetretenen Forderungen uneingeschränkt zustehen. Übersteigt der Wert der bestehenden Si-
cherheiten die gesicherten Forderungen insgesamt um mehr als 20%, ist der Auftragnehmer auf 
Verlangen des Auftraggebers  insoweit zur Freigabe von Sicherheiten nach Wahl des Auftragneh-
mers verpflichtet. Für die Bewertung der Sicherheiten ist deren realisierbarer Wert als Sicherungs-
wert maßgebend.

9. Von einer Pfändung oder jeder anderen Gefährdung oder Beeinträchtigung der Eigentums- und 
Forderungsrechte durch Dritte, hat der Auftraggeber den Auftragnehmer unverzüglich unter Über-
gabe der Pfändungsprotokolle oder sonstiger Unterlagen zu benachrichtigen und seinerseits alles 
zu tun, um dessen Rechte zu wahren.

10. Der Auftragnehmer ist jederzeit dazu berechtigt, das Lager und die Geschäftsräume des Auftrag-
gebers zu betreten, um die Vorbehaltsware wegzuschaffen, auszusondern oder zu kennzeichnen. 
Auf Verlangen hat der Auftraggeber alle zweckdienlichen Auskünfte über die Vorbehaltsware zu 
erteilen und erforderliche Belege herauszugeben. Der Auftraggeber ist verpflichtet, die Vorbehalts-
ware auf seine Kosten zu Gunsten des Auftragnehmers umfassend zu versichern und dem Auf-
tragnehmer die Versicherung auf Verlangen nachzuweisen. Er tritt alle sich hieraus ergebenden 
Versicherungsansprüche schon jetzt an den Auftragnehmer ab, der die Abtretung annimmt. 

11. Die Geltendmachung des Eigentumsvorbehaltes gilt nicht als Rücktritt vom Vertrag. Das Recht des 
Auftraggebers zum Besitz der Vorbehaltsware erlischt, wenn er seine Verpflichtungen aus diesem 
oder einem anderen Vertrag nicht erfüllt. Der Auftragnehmer ist dann berechtigt, die Vorbehaltswa-
re selbst in Besitz zu nehmen und sie, unbeschadet der Zahlungs- und sonstigen Verpflichtungen 
des Auftraggebers gegenüber dem Auftragnehmer, durch freihändigen Verkauf oder im Wege einer 
Versteigerung bestmöglich zu verwerten. Der Verwertungserlös wird dem Auftraggeber nach Ab-
zug der Kosten auf seine Verbindlichkeiten angerechnet. Ein etwaiger Überschuß ist ihm auszu-
zahlen.

12. Ist der Eigentumsvorbehalt oder die Abtretung nach dem Recht, in dessen Bereich sich die Ware 
befindet, nicht wirksam, so gilt die dem Eigentumsvorbehalt oder der Abtretung in diesem Bereich 
entsprechende Sicherheit als vereinbart. Ist hierbei die Mitwirkung des Auftraggebers erforderlich, 
so hat er alle Maflnahmen zu treffen, die zur Begründung und Erhaltung solcher Rechte erforderlich 
sind.

VII. Beanstandungen/Gewährleistungen

1. Der Auftraggeber hat die Vertragsgemäßheit der gelieferten Ware sowie der zur Korrektur über-
sandten Vor- und Zwischenerzeugnisse in jedem Fall zu prüfen. Die Gefahr etwaiger Fehler geht 
mit der Druckreiferklärung/Fertigungsreiferklärung auf den Auftraggeber über, soweit es sich nicht 
um Fehler handelt, die erst in dem sich an die Druckreiferklärung/Fertigungsreiferklärung anschlief-
lenden Fertigungsvorgang entstanden sind oder erkannt werden konnten. Das Gleiche gilt für alle 
sonstigen Freigabeerklärungen des Auftraggebers. 

2. Beanstandungen sind nur schriftlich innerhalb einer Woche nach Empfang der Ware zulässig. Ver-
steckte Mängel, die nach der unverzüglichen Untersuchung nicht zu finden sind, müssen innerhalb 
der gesetzlichen Gewährleistungsfrist geltend gemacht werden.

3. Bei berechtigten Beanstandungen ist der Auftragnehmer nach seiner Wahl unter Ausschluss an-
derer Ansprüche zur Nachbesserung und/oder Ersatzlieferung verpflichtet. Im Falle verzögerter, 
unterlassener oder misslungener Nachbesserung oder Ersatzlieferung kann der Auftraggeber Her-
absetzung der Vergütung (Minderung) oder Rückgängigmachung des Vertrages (Rücktritt) verlan-
gen.

4. Mängel eines Teils der gelieferten Ware berechtigen nicht zur Beanstandung der gesamten Liefe-
rung, es sei denn, dass die Teillieferung für den Auftraggeber ohne Interesse ist.

5. Bei farbigen Reproduktionen in allen Herstellungsverfahren können geringfügige Abweichungen 
vom Original nicht beanstandet werden. Das Gleiche gilt für den Vergleich zwischen sonstigen 
Vorlagen (z. B. Digital Proofs, Andrucken) und dem Endprodukt.

6. Für Abweichungen in der Beschaffenheit des eingesetzten Materials haftet der Auftragnehmer nur 
bis zur Höhe des Auftragswertes. 

7. Zulieferungen (auch Datenträger, übertragene Daten) durch den Auftraggeber oder durch einen 
von ihm eingeschalteten Dritten unterliegen keiner Prüfungspflicht seitens des Auftragnehmers. 
Dies gilt nicht für offensichtlich nicht verarbeitungsfähige oder nicht lesbare Daten. Bei Datenüber-
tragungen hat der Auftraggeber vor Übersendung jeweils dem neuesten technischen Stand ent-
sprechende Schutzprogramme für Computerviren einzusetzen. Die Datensicherung obliegt allein 
dem Auftraggeber. Der Auftragnehmer ist berechtigt, eine Kopie anzufertigen.

8. Mehr- oder Minderlieferungen bis zu 10% der bestellten Auflage können nicht beanstandet werden. 
Berechnet wird die gelieferte Menge. Bei Lieferungen aus Papiersonderanfertigungen unter 1.000 
kg erhöht sich der Prozentsatz auf 20%, unter 2.000 kg auf 15%.

VIII. Haftung

1. Der Auftragnehmer haftet nur für Schäden, die durch vorsätzliches oder grob fahrlässiges Handeln 
verursacht sind, sowie bei der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, soweit die Erreichung 
des Vertragszwecks gefährdet wird, bei Fehlen zugesicherter Eigenschaften und in Fällen zwin-
gender Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz. Bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Ver-
tragspflichten wird nur für vertragstypische, vorhersehbare Schäden gehaftet.

2. Es gelten die gleichen Grundsätze für die Haftung der Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen des 
Auftragnehmers. 

3. Werden Schadensersatzansprüche geltend gemacht, so müssen sie innerhalb von vier Monaten 
nach schriftlicher Ablehnung des Auftragnehmers klageweise geltend gemacht werden. Eine spä-
tere Geltendmachung ist ausgeschlossen, es sei denn, dass ein Beweissicherungsverfahren ein-
geleitet wurde. 

IX. Handelsbrauch

 Im kaufmännischen Verkehr gelten die Handelsbräuche der Druckindustrie (z. B. keine Herausga-
bepflicht von Zwischenerzeugnissen wie Daten, Lithos oder Druckplatten, die zur Herstellung des 
geschuldeten Endproduktes erstellt werden), sofern kein abweichender Auftrag erteilt wurde.

X. Archivierung

 Dem Auftraggeber zustehende Produkte, insbesondere Daten und Datenträger, werden vom Auf-
tragnehmer nur nach ausdrücklicher Vereinbarung und gegen besondere Vergütung über den Zeit-
punkt der Übergabe des Endprodukts an den Auftraggeber oder seine Erfüllungsgehilfen hinaus 
archiviert. Sollen die vorbezeichneten Gegenstände versichert werden, so hat dies bei fehlender 
Vereinbarung der Auftraggeber selbst zu besorgen.

XI. Periodische Arbeiten

 Verträge über regelmäßig wiederkehrende Arbeiten können mit einer Frist von mindestens 3 Mo-
naten zum Schluss eines Monats gekündigt werden.

XII. Gewerbliche Schutzrechte/Urheberrecht

 Der Auftraggeber haftet allein, wenn durch die Ausführung seines Auftrages Rechte Dritter, ins-
besondere Urheberrechte, verletzt werden. Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer von allen 
Ansprüchen Dritter wegen einer solchen Rechtsverletzung freizustellen. Macht ein Dritter ihm zu-
stehende Schutz-, Urheber- oder ähnliche Rechte geltend, ist der Auftragnehmer berechtigt, die 
Herstellung oder Lieferung der Gegenstände ohne Prüfung der Rechtslage sofort einzustellen.

XIII. Erfüllungsort, Gerichtsstand und Wirksamkeit

1. Erfüllungsort und Gerichtsstand ist, wenn der Auftraggeber Kaufmann im Sinne des HGB ist 
oder im Inland keinen allgemeinen Gerichtsstand hat, für alle sich aus dem Vertragsverhältnis 
ergebenden Streitigkeiten einschliefllich Scheck-, Wechsel- und Urkundenprozessen der Sitz des 
Auftragnehmers. Auf das Vertragsverhältnis findet deutsches Recht Anwendung. UN-Kaufrecht ist 
ausgeschlossen.

2. Durch etwaige Unwirksamkeit einer oder mehrerer Bestimmungen wird die Wirksamkeit der übri-
gen Bestimmungen nicht berührt.

3. Die Daten des Auftraggebers werden im Rahmen der Zweckbestimmung des Vertragsverhältnis-
ses durch den Auftragnehmer gespeichert.
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